
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum Jahresbeginn sind Steuervorteile für Elektro-Firmenwagen und 
Dienstfahrräder in Kraft getreten. Während der Bundesfinanzmi-
nister noch über eine deutliche Verlängerung der Förderung von 
Elektro-Autos nachdenkt, hat sich die Finanzverwaltung bereits zur 
Überlassung von Fahrrädern an Arbeitnehmer geäußert. Was es 
sonst noch Neues gibt in dieser Ausgabe, verrät Ihnen wie immer 
die Themenübersicht: 

ALLE STEUERZAHLER 

Verlängerte Förderung von Elektro-Dienstwagen geplant  ............. 2 
Amtsveranlagung für Rentner  .............................................. 2 
Erleichterungen für Leistungen zur Flüchtlingshilfe verlängert  ....... 3 

UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER 

Bilanzielle Beurteilung von Pfand  ......................................... 3 
Gewerbesteuerliche Hinzurechnung gilt nicht für Messestand  ........ 4 
Keine Digitalsteuer auf Onlinewerbung ...................................... 4 
Fahrschulunterricht nicht von der Umsatzsteuer befreit  .............. 5 
Maßgebender Listenpreis bei der Privatnutzung eines Taxis  .......... 6 

GMBH-GESELLSCHAFTER & -GESCHÄFTSFÜHRER 

Finanzministerium prüft Abschaffung der Abgeltungsteuer  ........... 2 
Angemessenheit von Beraterhonoraren an Gesellschafter  ............. 4 

ARBEITGEBER 

Überlassung von Fahrrädern an Arbeitnehmer ............................. 2 
Sachbezugswert für Zuschüsse zu Mahlzeiten .............................. 3 
Firmenwagen für Ehegatten mit Minijob .................................... 5 

ARBEITNEHMER 

Elterngeld bei mehrfachem Steuerklassenwechsel  ..................... 4 

IMMOBILIENBESITZER 

Zurückweisung von Einsprüchen zu Einheitswert und Grundsteuer  .. 3 
Kurzfristige Vermietung vor dem Verkauf einer Immobilie  ............ 5 

KAPITALANLEGER 

Finanzministerium prüft Abschaffung der Abgeltungsteuer  ........... 2 
Besicherung eines Darlehens mit einer Lebensversicherung  .......... 5 

 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 

SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  44  ––  66//22001199  

 Apr Mai Jun 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 11. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 10. 11. 

Einkommensteuer - - 11. 

Körperschaftsteuer - - 11. 

Vergnügungsteuer 10. 10. 11. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

15. 13. 14. 

Gewerbesteuer - 15. - 

Grundsteuer - 15. - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 20. - 

SV-Beitragsnachweis 24. 28. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 24. 26. 
 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Ich habe eine Krankheit, die 

mein Doktor Steuermüdigkeit 

nennt. Wenn ich merke, dass 

jemand damit beginnt, die 

Steuergesetze zu erklären, 

werden meine Augen innerhalb 

von 20 Sekunden glasig, mein 

Körper wird schwerelos und ich 

falle in ein sanftes Koma.« 

Russell Baker 
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Überlassung von Fahrrädern an Arbeitnehmer 

Die Finanzverwaltung hat Details zur Berechnung des monatli-
chen Nutzungsvorteils bei der Privatnutzung eines vom Arbeit-
geber überlassenen Fahrrads ab 2019 geregelt. 

Bis Ende 2021 sind zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für die Überlassung eines 
betrieblichen Fahrrads oder – im Fall von Selbstständigen und Un-
ternehmern – die private Nutzung eines betrieblichen Fahrrads 
steuerfrei, sofern das Fahrrad oder E-Bike verkehrsrechtlich kein 
Kraftfahrzeug ist. Die steuerfreien Vorteile werden zudem in der 
Steuererklärung nicht auf die Entfernungspauschale angerechnet. 

Wenn die Zusätzlichkeitsvoraussetzung dagegen nicht erfüllt ist, 
beispielsweise weil die Fahrradüberlassung ausdrücklich Teil des 
Arbeitslohns ist, dann ist die Privatnutzung ein steuerpflichtiger 
geldwerter Vorteil. Wie dieser Nutzungsvorteil ab 2019 genau zu 
bewerten ist, wenn der Arbeitgeber oder auf Grund des Dienstver-
hältnisses ein Dritter dem Ar-
beitnehmer ein Fahrrad zur 
privaten Nutzung überlässt, 
hat die Finanzverwaltung nun 
geregelt. 

 Nutzungsvorteil: Der mo-
natliche Durchschnittswert 
der privaten Nutzung des 
Fahrrads (einschließlich 
Privatfahrten, Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte und Familienheimfahrten) beträgt 1 % der auf volle 100 
Euro abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung des Her-
stellers, Importeurs oder Großhändlers im Zeitpunkt der Inbe-
triebnahme des Fahrrads einschließlich der Umsatzsteuer. 

 Erstmalige Überlassung ab 2019: Überlässt der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer das betriebliche Fahrrad erstmals nach dem 
31. Dezember 2018 und vor dem 1. Januar 2022, wird als mo-
natlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung stattdessen 
nur 1 % der auf volle 100 Euro abgerundeten halbierten unver-
bindlichen Preisempfehlung des Herstellers, Importeurs oder 
Großhändlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahrrads 
einschließlich der Umsatzsteuer angesetzt. In diesen Fällen 
kommt es nicht auf den Zeitpunkt an, zu dem der Arbeitgeber 
dieses Fahrrad angeschafft, hergestellt oder geleast hat. 

 Nutzerwechsel ab 2019: Wurde das betriebliche Fahrrad be-
reits vor dem 1. Januar 2019 vom Arbeitgeber einem Arbeit-
nehmer zur privaten Nutzung überlassen, ist für dieses Fahrrad 
auch bei einem Wechsel des Nutzungsberechtigten nach dem 31. 
Dezember 2018 weiterhin der volle Listenpreis als Grundlage für 
die Ermittlung des geldwerten Vorteils anzusetzen. Die günsti-
gere Bewertung mit der halbierten unverbindlichen Preisemp-
fehlung ist für dieses Fahrrad also auch bei einer Überlassung 
an einen anderen Arbeitnehmer nach 2018 ausgeschlossen. 

 Sachbezugsfreigrenze: Die Freigrenze für Sachbezüge von mo-
natlich 44 Euro ist auf die Überlassung von Fahrrädern aus-
drücklich nicht anwendbar. 

 Personalrabatt: Gehört die Nutzungsüberlassung von Fahrrä-
dern an fremde Dritte zur Angebotspalette des Arbeitgebers, 
kann der geldwerte Vorteil auch nach den Grundsätzen ermit-
telt werden, die für Personalrabatte gelten, und der Rabatt-

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Verlängerte Förderung von 
Elektro-Dienstwagen geplant 

Seit Jahresbeginn gibt es deutliche Steu-
ervorteile für die Privatnutzung von 
Dienstwagen mit Elektro- oder Hybridan-
trieb. In einem Interview mit der FAZ hat 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz nun er-
klärt, dass er die Befristung der Förde-
rung bis Ende 2021 aufheben und den 
Steuervorteil möglicherweise über das 
ganze nächste Jahrzehnt ausdehnen will. 

 

Finanzministerium prüft generelle 
Abschaffung der Abgeltungsteuer 

Im Koalitionsvertrag hatte sich die Große 
Koalition auf ein mögliches Ende der Ab-
geltungsteuer auf Zinserträge festgelegt, 
sobald die deutschen Finanzämter durch 
den internationalen Datenaustausch jähr-
lich über Bankkonten und Zinseinkünfte 
deutscher Anleger im Ausland informiert 
werden. Dieses Ziel wird voraussichtlich 
2020 erreicht. Nach Berichten in der Pres-
se prüft das Bundesfinanzministerium nun 
aber eine komplette Abschaffung der Ab-
geltungsteuer. Das ginge weit über die 
Vereinbarungen im Koalitionsvertrag hin-
aus und hätte ohne entsprechende Ände-
rungen bei der Körperschaft- und Gewer-
besteuer eine deutliche steuerliche 
Schlechterstellung von Kapitalgesellschaf-
ten gegenüber Personengesellschaften zur 
Folge. Bei einer Abschaffung der Abgel-
tungsteuer nur auf Zinserträge fürchtet 
das Ministerium dagegen eine neue Welle 
von Steuersparmodellen. 

 

Amtsveranlagung für Rentner 

Weil die Rentenversicherungsträger die 
Rentenbezüge an die Finanzämter über-
mitteln müssen, bietet Mecklenburg-
Vorpommern seit 2017 eine neue Verfah-
rensweise für die Steuererklärung von 
Rentnern an. Bei dieser Amtsveranlagung 
reicht es aus, wenn der betroffene Steu-
erzahler eine Einverständniserklärung un-
terschreibt und bestätigt, dass er nur 
Renteneinkünfte erzielt. Es ist wahr-
scheinlich, dass sich andere Bundesländer 
bald diesem Verfahren anschließen. Der 
Deutsche Steuerberaterverband warnt al-
lerdings, dass das Verfahren rechtliche 
Nachteile für die Rentner nach sich zie-
hen kann und fordert eine hinreichende 
Aufklärung der Steuerzahler sowie eine 
bessere Einbettung in die bestehenden 
verfahrensrechtlichen Grundsätze der Ab-
gabenordnung. 
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freibetrag in Höhe von jährlich 1.080 Euro berücksichtigt wer-
den, wenn die Lohnsteuer nicht pauschal erhoben wird. 

 Elektrofahrräder: Fahrräder mit Elektroantrieb werden steuer-
lich wie normale Fahrräder behandelt, sofern das E-Bike ver-
kehrsrechtlich als Fahrrad gilt (u. a. keine Kennzeichen- und 
Versicherungspflicht). Gilt ein Elektrofahrrad dagegen verkehrs-
rechtlich als Kraftfahrzeug (z. B. gelten Elektrofahrräder, deren 
Motor Geschwindigkeiten über 25 km/h unterstützt, als Kraft-
fahrzeuge), sind für die Bewertung des geldwerten Vorteils die 
Regelungen der Dienstwagenbesteuerung anzuwenden.  

 

Sachbezugswert für Zuschüsse zu Mahlzeiten 

Neben der Ausgabe von Essensmarken und der direkten Gestel-
lung von Mahlzeiten gibt es auch die Möglichkeit, den Arbeit-
nehmern einen Zuschuss für die Mahlzeiten zu zahlen. 

Zur Ausgabe von Essensmarken und der direkten Gestellung von 
Mahlzeiten durch den Arbeitgeber gibt es noch eine dritte Alterna-
tive, wie Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Sachbezugswerte für 
Mahlzeiten in Anspruch nehmen können. Der Arbeitgeber kann 
dem Arbeitnehmer nämlich statt der Ausgabe von Essensmarken, 

Essensgutscheinen, Restau-
rantschecks etc. auch einen 
Zuschuss für den Kauf der je-
weiligen Mahlzeit zahlen. 

Welche Voraussetzungen für 
die steuerliche Anerkennung 
der Sachbezugswerte dabei 
erfüllt sein müssen, hat die 
Finanzverwaltung 2016 erst-

mals geregelt. Die entsprechende Verwaltungsanweisung hat das 
Bundesfinanzministerium nun überarbeitet und um weitere Kons-
tellationen ergänzt. An den bisherigen Vorgaben hat sich dabei 
aber wenig geändert. 

Konkret heißt das: Bestehen die Leistungen des Arbeitgebers in ei-
nem arbeitsvertraglich oder aufgrund einer anderen arbeitsrechtli-
chen Rechtsgrundlage vereinbarten Anspruch des Arbeitnehmers 
auf arbeitstägliche Zuschüsse zu Mahlzeiten, ist als Arbeitslohn 
nicht der Zuschuss, sondern die Mahlzeit des Arbeitnehmers mit 
dem jeweiligen amtlichen Sachbezugswert anzusetzen. Dazu müs-
sen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

1. Der Arbeitnehmer muss den Zuschuss tatsächlich für den Erwerb 
einer Mahlzeit verwenden. Lebensmittel gelten nur dann als 
Mahlzeit, wenn sie zum unmittelbaren Verzehr geeignet oder 
zum Verbrauch während der Essenspausen bestimmt sind. 

2. Für jede Mahlzeit kann der Arbeitnehmer lediglich einen Zu-
schuss arbeitstäglich (ohne Krankheitstage, Urlaubstage und – 
vorbehaltlich Nr. 4 – Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer 
eine Auswärtstätigkeit ausübt) beanspruchen. 

3. Der Zuschuss darf den amtlichen Sachbezugswert der Mahlzeit 
um nicht mehr als 3,10 Euro übersteigen und nicht höher sein 
als der tatsächliche Preis der Mahlzeit. 

4. Arbeitnehmer, die eine Auswärtstätigkeit ausüben, bei der die 
ersten drei Monate noch nicht abgelaufen sind, können den Zu-
schuss nicht beanspruchen, da sie sich ohnehin vom Arbeitgeber 

Bilanzielle Beurteilung von Pfand 

Schon 2013 hat der Bundesfinanzhof um-
fassend zur bilanzsteuerrechtlichen Beur-
teilung vereinnahmter und verausgabter 
Pfandgelder Stellung genommen. Mit eini-
gen Jahren Verzögerung hat das Bundesfi-
nanzministerium nun auf das Urteil rea-
giert und seine Verwaltungsanweisung aus 
dem Jahr 2005, die dem Urteil zum Teil 
widerspricht, ersatzlos aufgehoben. Für 
die bilanzielle Behandlung von Pfandzah-
lungen in Verbindung mit Minder- oder 
Mehrrücknahmen von Pfandgut ist damit 
künftig allein das Urteil des Bundesfi-
nanzhofs maßgeblich. 

 

Erleichterungen für Leistungen 
zur Flüchtlingshilfe verlängert 

Für die Jahre 2014 bis 2018 hat die Fi-
nanzverwaltung umsatzsteuerliche und 
gemeinnützigkeitsrechtliche Billigkeits-
maßnahmen für Leistungen gewährt, die 
von gemeinnützigen Einrichtungen im 
Rahmen der Flüchtlingshilfe erbracht 
werden. Das Bundesfinanzministerium hat 
nun in Absprache mit den Ländern die Bil-
ligkeitsmaßnahmen bis einschließlich dem 
Veranlagungszeitraum 2021 verlängert. 

 

Zurückweisung von Einsprüchen 
zu Einheitswert und Grundsteuer 

Per Allgemeinverfügung hat die Finanz-
verwaltung alle am 18. Januar 2019 an-
hängigen Einsprüche gegen die Feststel-
lung des Einheitswerts für inländischen 
Grundbesitz oder die Festsetzung des 
Grundsteuermessbetrags zurückgewiesen, 
soweit die Einsprüche eine Verfassungs-
widrigkeit der Einheitsbewertung von Im-
mobilien geltend machen. Gleiches gilt 
für Anträge auf Aufhebung, Änderung, 
Fortschreibung oder Neuveranlagung des 
Einheitswerts oder des Grundsteuermess-
betrags. Hintergrund dieser Allgemeinver-
fügung ist die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts über die Bemessungs-
grundlage der Grundsteuer im letzten 
Jahr, in der das Gericht eine Reform der 
Grundsteuer fordert, aber bis zu deren 
Umsetzung die bisherigen Vorschriften be-
fristet weiter für anwendbar erklärt. In 
den Stadtstaaten Berlin, Bremen und 
Hamburg werden mit der Allgemeinverfü-
gung gleichzeitig auch Einsprüche gegen 
die Grundsteuer selbst sowie Anträge auf 
Aufhebung oder Änderung der Grundsteu-
erfestsetzung zurückgewiesen. Wer sich 
mit der Zurückweisung nicht abfinden 
will, hat bis Mitte Januar 2020 Zeit, Klage 
beim Finanzgericht zu erheben. 
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steuerfrei Auslagen für Verpflegungsmehraufwendungen in Höhe 
der gesetzlichen Pauschalen erstatten lassen können. 

Der Arbeitgeber muss die Erfüllung dieser Voraussetzungen nach-
weisen. Dazu steht es ihm frei, entweder die vom Arbeitnehmer 
vorgelegten Einzelbelegnachweise manuell zu überprüfen oder 
entsprechende elektronische Verfahren zu verwenden, beispiels-
weise wenn ein Anbieter die Belege vollautomatisch digitalisiert, 
prüft und eine monatliche Abrechnung an den Arbeitgeber über-
mittelt, aus der sich dieselben Erkenntnisse wie aus Einzelbeleg-
nachweisen gewinnen lassen. 

Eine vertragliche Beziehung zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Unternehmen (Gaststätte, Kantine etc.), das die bezuschusste 
Mahlzeit abgibt, ist nicht notwendig. Auch eine Pauschalierung der 
Lohnsteuer ist möglich. Allerdings muss der Arbeitgeber wie bei 
anderen lohnsteuerlichen Nachweispflichten die Belege oder die 
Abrechnung mit dem Lohn-
konto aufbewahren. Außer-
dem gibt es nun Vorgaben der 
Finanzverwaltung für folgen-
de Sonderfälle: 

 Home-Office: Arbeitstägli-
che Zuschüsse zu Mahlzei-
ten sind auch dann mit 
dem amtlichen Sachbe-
zugswert anzusetzen, wenn sie an Arbeitnehmer geleistet wer-
den, die ihre Tätigkeit im Home Office verrichten oder nicht 
mehr als sechs Stunden täglich arbeiten, auch wenn die be-
triebliche Arbeitszeitregelung keine Ruhepausen vorsieht. 

 Mahlzeitenbestandteile: Zuschüsse zu Mahlzeiten sind bei Er-
füllung der übrigen Voraussetzungen auch dann mit dem Sach-
bezugswert anzusetzen, wenn der Arbeitnehmer einzelne Be-
standteile seiner Mahlzeit bei verschiedenen Anbietern erwirbt. 

 Vorratskauf: Je Arbeitstag und je bezuschusster Mahlzeit (Früh-
stück, Mittag- oder Abendessen) kann nur ein Zuschuss mit dem 
Sachbezugswert angesetzt werden. Kauft der Arbeitnehmer am 
selben Tag weitere Mahlzeiten für die folgenden Tage auf Vor-
rat, sind die dafür gewährten Zuschüsse in voller Höhe steuer-
pflichtiger Arbeitslohn. Gleiches gilt für den Einzelkauf von Be-
standteilen einer Mahlzeit auf Vorrat.   

 

Keine Digitalsteuer auf Onlinewerbung 

Die Finanzverwaltung rudert zurück und will bei deutschen Un-
ternehmen keine Quellensteuer mehr auf Onlinewerbung über 
ausländische Anbieter einfordern. 

Einige Finanzämter, insbesondere in Bayern, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz sind im letzten Jahr dazu übergegangen, Onli-
nemarketing bei nicht in Deutschland ansässigen Unternehmen 
nicht mehr als Werbedienstleistung zu werten. Stattdessen bewer-
teten die Finanzämter solche Onlinewerbung nun als „Nutzungs-
überlassung von Rechten und ähnlichen Erfahrungen“. Für solche 
Nutzungsüberlassungen muss der Auftraggeber, also das deutsche 
Unternehmen, das die Onlinewerbung beauftragt hat, zusätzlich 
eine Quellensteuer von 15 % an den Fiskus abführen. 

Der Sinn hinter dieser Neubewertung bleibt im Dunkeln, denn we-
der gibt es eine solide rechtliche Grundlage für diese plötzliche 

Elterngeld bei mehrfachem 
Steuerklassenwechsel 

Wechselt ein Arbeitnehmer die Steuer-
klasse im Bemessungszeitraum für das El-
terngeld (in der Regel 12 Monate vor dem 
Monat der Geburt) mehrmals, richtet sich 
das Elterngeld nach der in diesem Zeit-
raum am längsten geltenden Steuerklasse. 
Das Bundessozialgericht hat entschieden, 
dass diese Steuerklasse für den Ansatz als 
Berechnungsgrundlage nicht mindestens 
in sieben Monaten des Bemessungszeit-
raums gegolten haben muss, auch wenn 
eine solche absolute Betrachtung für den 
Elterngeldberechtigten im Einzelfall fi-
nanziell günstiger wäre. 

 

Gewerbesteuerliche Hinzurech-
nung gilt nicht für Messestand 

Bei der Gewerbesteuer werden für die 
Steuerberechnung Mieten und Pachten 
dem Gewerbeertrag anteilig wieder hin-
zugerechnet. Das Finanzgericht Düsseldorf 
hat dazu klargestellt, dass die Miete für 
einen Messestand im Normalfall nicht der 
gewerbesteuerlichen Hinzurechnung un-
terliegt. Die Hinzurechnung bezieht sich 
nämlich nur auf Mieten für das fiktive An-
lagevermögen des Unternehmens, also 
Wirtschaftsgüter, auf die das Unterneh-
men dauerhaft angewiesen ist oder die 
für den Unternehmenszweck zwingend 
notwendig sind. Ein Messestand fällt aber 
in der Regel in keine dieser beiden Kate-
gorien. Das Finanzamt hat allerdings Revi-
sion beim Bundesfinanzhof eingelegt. 

 

Angemessenheit von Berater-
honoraren an Gesellschafter 

Vertragliche Vereinbarungen zwischen ei-
ner GmbH und ihren Gesellschaftern 
nimmt das Finanzamt regelmäßig genau 
unter die Lupe. Entsprechend solide soll-
ten die Verträge abgefasst sein. Ein Bera-
tungsvertrag zwischen GmbH und Gesell-
schafter, der bei einer sehr allgemein ge-
haltenen Leistungsbeschreibung nur den 
Stundensatz und Reisekosten regelt, aber 
keine Regelungen dazu enthält, ob, wie 
und wann die Leistungen erbracht wer-
den, hält daher einem Fremdvergleich 
nicht stand. Der Bundesfinanzhof hat des-
halb die gezahlten Beraterhonorare als 
verdeckte Gewinnausschüttung einge-
stuft. In welcher Höhe später tatsächlich 
Beraterhonorare gezahlt werden, hat für 
die steuerrechtliche Beurteilung dagegen 
keine Bedeutung, denn die Angemessen-
heit von Vergütungsvereinbarungen ist 
nach den Verhältnissen im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses zu beurteilen. 
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Neuinterpretation eines seit Jahren bestehenden Gesetzes, noch 
würde der deutsche Fiskus von den Steuermehreinnahmen profi-
tieren. Die Quellensteuer müsste Deutschland nämlich an den 
Staat abführen, in dem das ausländische Unternehmen seinen Sitz 
hat. Die betroffenen Unternehmen stehen dagegen völlig überra-
schend vor erheblichen Nachforderungen für mehrere Jahre. 

Im Februar hat der Bundesverband E-Commerce und Versandhan-
del Deutschland auf diesen Missstand hingewiesen, und Anfang 
März wandten sich schließlich die Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft in einem gemeinsamen Schreiben an das Bundesfi-
nanzministerium. Der Protest war erfolgreich, denn schon zehn 
Tage später verkündete das Bayerische Staatsministerium der Fi-
nanzen, dass eine Klärung auf Bund-Länder-Ebene erreicht wurde 

und endgültig feststehe, dass 
werbetreibende Unterneh-
men in Deutschland keinen 
Steuereinbehalt bei Online-
werbung vornehmen müssen. 

Das Bundesfinanzministerium 
hat dann Anfang April endgül-
tig Rechtssicherheit geschaf-
fen und in einem Schreiben 

die steuerliche Behandlung der Onlinewerbung geregelt; Vergü-
tungen, die ausländische Internetdienstleister für die Platzierung 
oder Vermittlung von Werbung auf Internetseiten erhalten, unter-
liegen nicht dem Quellensteuerabzug. Sie werden weder für eine 
zeitlich begrenzte Rechteüberlassung noch für die Nutzung von 
gewerblichen, technischen, wissenschaftlichen oder ähnlichen Er-
fahrungen, Kenntnissen und Fertigkeiten geleistet. Eine Verpflich-
tung zur Einbehaltung, Abführung und Anmeldung der Abzugsteuer 
besteht für den Auftraggeber der Onlinewerbung daher nicht. 

Das gilt für Entgelte für Werbung in Online-Suchmaschinen, über 
Vermittlungsplattformen, für Social-Media-Werbung, Bannerwer-
bung und vergleichbare sonstige Onlinewerbung und unabhängig 
davon, nach welchem Modell die Werbung im jeweiligen Fall ver-
gütet wird (Cost per Click, Cost per Order, Revenue Share etc.).  

 

Firmenwagen für Ehegatten mit Minijob 

Ein Dienstwagen für den als Minijobber angestellten Ehegatten 
hält dem Fremdvergleich nicht stand und wird daher vom Fi-
nanzamt nicht anerkannt. 

Mehrfach gab es in den letzten Jahren Urteile von Finanzgerichten 
zur Überlassung eines Dienstwagens an den als Minijobber ange-
stellten Ehegatten. Die Finanzämter hatten die Überlassung des 
Firmenwagens in allen Fällen nicht anerkannt, weil sie dies nicht 
für fremdüblich hielten. Von den Finanzgerichten wurde die Pri-
vatnutzung dagegen unterschiedlich beurteilt; beispielsweise gab 
das Finanzgericht Münster dem Finanzamt Recht, während das Fi-
nanzgericht Köln keine Einwände gegen die Überlassung eines Fir-
menwagens an den Ehegatten hatte. 

Jetzt hat das Verwirrspiel ein Ende, denn der Bundesfinanzhof hat 
entschieden, dass die Überlassung eines Dienstwagens zur unbe-
schränkten und selbstbeteiligungsfreien Privatnutzung des Arbeit-
nehmers im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnis-
ses fremdunüblich ist. Damit wird die Überlassung eines Dienstwa-
gens in solchen Fällen zu Recht vom Finanzamt nicht anerkannt. 

Fahrschulunterricht nicht von 
der Umsatzsteuer befreit 

Mehrere Finanzgerichte hatten Fahrunter-
richt als umsatzsteuerfreien Unterricht 
eines Privatlehrers bewertet. Diese Ausle-
gung des EU-Mehrwertsteuersystems ist 
bei der Finanzverwaltung auf wenig Ge-
genliebe gestoßen und nun vom Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) verworfen wor-
den. Der EuGH legt den Begriff des Schul- 
und Hochschulunterrichts in der Mehr-
wertsteuerrichtlinie sehr eng aus, womit 
auch die Steuerbefreiung anderer Fortbil-
dungsangebote auf der Kippe steht. Eine 
exakte Abgrenzung sind die Richter aller-
dings schuldig geblieben. Erst künftige Ur-
teile deutscher Finanzgerichte können in 
dieser Hinsicht mehr Klarheit schaffen. 

 

Besicherung eines Darlehens mit 
einer Lebensversicherung 

Die Zinsen aus den Sparanteilen einer vor 
2005 abgeschlossenen Lebensversicherung 
sind in der Regel steuerfrei. Wird die Ver-
sicherung allerdings zur Besicherung eines 
Darlehens genutzt, dessen Zinsen als 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
abgezogen werden, kann das die Steuer-
freiheit kosten. Der Bundesfinanzhof hat 
dazu klargestellt, dass die Besicherung 
eines Darlehens mit der Lebensversiche-
rung, dessen Darlehensbetrag der Versi-
cherungsinhaber zinslos dem Ehegatten 
überlässt, keine steuerschädliche Ver-
wendung ist. Das zinslose Darlehen an den 
Ehegatten verhindert nämlich den Steuer-
abzug der an die Bank gezahlten Zinsen. 

 

Kurzfristige Vermietung vor 
dem Verkauf einer Immobilie 

Wird ein Haus oder eine Wohnung nach 
weniger als zehn Jahren wieder verkauft, 
ist der Wertzuwachs als Spekulationsge-
winn steuerpflichtig. Eine Ausnahme gibt 
es nur dann, wenn die Immobilie im Jahr 
des Verkaufs und den beiden vorangegan-
genen Jahren selbst genutzt wurde. Der 
Bundesfinanzhof hatte zu dieser Regelung 
bereits entschieden, dass die Selbstnut-
zung nur im mittleren Jahr dieses Drei-
Jahres-Zeitraums das gesamte Kalender-
jahr umfassen muss. Ansonsten genügt ein 
zusammenhängender Zeitraum der Eigen-
nutzung, der sich über drei Kalenderjahre 
erstreckt. Das Finanzgericht Baden-
Württemberg hat deshalb nun klarge-
stellt, dass auch eine kurzfristige Vermie-
tung der Immobilie für einige Monate un-
mittelbar vor dem Verkauf keine Steuer-
pflicht auslöst, solange zu Beginn des Jah-
res noch eine Selbstnutzung vorlag. 



 6 

Der Bundesfinanzhof meint, dass ein Arbeitgeber typischerweise 
nur dann bereit ist, einem Arbeitnehmer einen Firmenwagen zur 
Privatnutzung zur Verfügung zu stellen, wenn nach einer über-
schlägigen Kalkulation der resultierende Kostenaufwand zuzüglich 
des vertraglich vereinbarten Barlohns als angemessene Gegenleis-
tung für die Zurverfügungstellung der Arbeitskraft anzusehen ist. 
Je geringer der Gesamtvergütungsanspruch des Arbeitnehmers ist, 
desto eher erreicht der Arbeitgeber die Risikoschwelle, ab der ei-
ne nicht abschätzbare, intensive Privatnutzung des Firmenwagens 
die Fahrzeugüberlassung unwirtschaftlich macht. 

Unabhängig von der steuerlichen Anerkennung des Arbeitsvertrags 
ist die umsatzsteuerliche Beurteilung des Firmenwagens. Ob das 
Finanzamt daher zu Recht auch den Vorsteuerabzug für die An-
schaffungs- und Betriebskosten des der Ehefrau überlassenen Fir-
menwagens verweigert hat, hat der Bundesfinanzhof allerdings 
nicht entschieden. Ein Verfahren dazu ist zwar ebenfalls beim 
Bundesfinanzhof anhängig, das Urteil steht aber noch aus.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Maßgebender Listenpreis bei der 
Privatnutzung eines Taxis 

Wer kein Fahrtenbuch für die Privatnut-
zung eines Firmenwagens führen will, 
muss den Nutzungsvorteil nach der 1 %-
Regelung versteuern. Der Bundesfinanzhof 
hat nun klargestellt, welcher Listenpreis 
als Grundlage für die Berechnung anzu-
setzen ist, wenn der Hersteller mehrere 
Preislisten hat. Viele Autohersteller ge-
währen nämlich für Kunden in bestimm-
ten Branchen (z.B. Taxis) günstigere Kon-
ditionen. Nach dem Urteil des Bundesfi-
nanzhofs ist unter dem inländischen Lis-
tenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung 
die an diesem Stichtag geltende Preis-
empfehlung des Herstellers zu verstehen, 
die für den Endverkauf des genutzten 
Fahrzeugmodells auf dem inländischen 
Neuwagenmarkt gilt. Die maßgebliche 
Preisliste für die 1 %-Regelung ist also nur 
diejenige, die einen Preis ausweist, zu 
dem der Steuerzahler das Auto auch als 
Privatkunde kaufen könnte. 


